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P r ä m i e n v e r b i l l i g u n g i n d e r  
s o z i a l e n K r a n k e n v e r s i c h e r u n g 
Der Rechtsbegriff der 
«bescheidenen wirtschaftlichen 
Verhältnisse» 
nach Artikel 65 KVG 
Die Kantone haben gestützt auf A r t i ke l 65 Absatz 1 des Bun-
desgesetzes vom 18. März 1994 Uber die Krankenversicherung 
(KVG) den Versicherten in bescheidenen wi r tschaf t l i chen Ver-
hältnissen Prämienverbi l l igungen zu gewähren. Wie eine Um-
frage des Bundesamtes für Sozialversicherung (BSV) vom März 
1996 zeigt, legen die Kantone den Rechtsbegri f f der «beschei-
denen wi r tschaf t l i chen Verhältnisse» sehr verschieden aus. Da 
der Bundesrat mi t dem Vol lzug des Gesetzes beauf t ragt ist , 
hat er auch dafür zu sorgen, dass die Kantone die Prämienver-
bi l l igung fü r Versicherte in bescheidenen wi r tschaf t l i chen Ver-
hältnissen sicherstel len. Dieser Ar t i ke l möchte nun anhand 
der Auslegung des Rechtsbegri f fes «bescheidene wi r tschaf t -
l iche Verhältnisse» aufzeigen, welche Einkommenskategor ien 
von den Kantonen bei der Gewährung von Prämienverbi l-
l igungsbeiträgen mindestens zu berücksicht igen wären, dami t 
von einer Sicherstel lung der Prämienverbi l l igung durch die 
Kantone im Sinne des Gesetzes gesprochen werden könnte. 
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Problemstellung und 
Kurzanalyse des Ist-Zustandes 
Mit der Einführung der individuel-
len Prämienverbilligung beabsich-
tigte der Gesetzgeber, den Gedan-
ken der bedarfsgerechten Prämien-
subventionierung in der Kranken-
versicherung in die Tat umzusetzen. 
Die Beiträge der öffentlichen Hand 
sollten Personen und kinderreichen 
Familien in bescheidenen wirt-
schaftlichen Verhältnissen zu trag-
baren Prämien in der Krankenversi-
cherung verhelfen. Für das Jahr 
1996 stellte der Bund den Kantonen 
deshalb insgesamt 1830 Mio. Fran-
ken für die Prämienverbilligung zur 
Verfügung. Diesen Betrag sollten 
die Kantone um weitere 640,5 Mio. 
Franken aus eigenen Mitteln ergän-
zen, womit grundsätzlich 2470,5 
Mio. Franken zur Verbilligung der 
Prämien in der Schweiz zur Verfü-
gung gestanden hätten.- Zahlreiche 
Kantone machten jedoch von der 
in Art. 66 Abs. 5 KVG verankerten 
Möglichkeit Gebrauch, ihre Kan-
tonsbeiträge - und damit auch die 
ihnen zustehenden Bundesbeiträge 
- um 50 Prozent zu kürzen, so dass 
von den ursprünglich 1830 Mio. 
Franken des Bundes nur rund 1362 
Mio. Franken ausbezahlt werden 
müssten. Statt den insgesamt vorge-
sehenen 2470,5 Mio. Franken wur-
den von den Kantonen nur noch 
rund 1813 Mio. Franken, d.h. etwas 
über 70 Prozent der Gesamtsumme, 
an die Versicherten in bescheidenen 
wirtschaftlichen Verhältnissen wei-
Icrgcgchcii. 
Im Februar 1996 führte das BSV 
bei den kantonalen Durchführungs-
stellen eine Umfrage' zum Thema 
«Anspruchsberechtigung für Prä-
mienverbilligungsbeiträge in der 
Krankenversicherung» durch. An-
hand der Angaben der Kantone zeig-
ten sich grosse Unterschiede in be-
zug auf die Höhe des zur Prämien-
verbilligung berechtigenden Brutto-
einkommens. Während eine allein-
stehende Person im Kanton Luzern 
nur einen Anspruch auf Prämien-
verbilligungsbeiträge geltend ma-
chen kann, wenn sie höchstens über 
ein Bruttoeinkommen von 18650 
Franken verfügt, bekommt dieselbe 
Person im Kanton Bern noch Prä-
mienverbilligungsbeiträge bis zu 
einem Bruttoeinkommen von 39200 
Franken ausbezahlt. Für eine Fami-
lie mit 2 Kindern liegt die Anspruchs-
berechtigung im Kanton Zürich bei 
einem maximalen Bruttoeinkom-
men von 38600 Franken, wogegen 
im Kanton Uri noch ein Bruttoein-
kommen von 82800 Franken einen 
Anspruch auf Prämienverbilligungs-
beiträge garantiert. 
Definition des Soll-Zustandes: 
Auslegung von Art.65 KVG 
Nach der Normstruktur von Art.65 
KVG ist die Rechtsfolge der Prä-
mienverbilligung an die Vorausset-
zung geknüpft, dass der Tatbestand 
«bescheidener wirtschaftlicher Ver-
hältnisse» erfüllt ist. In diesem offen 
formulierten Tatbestandsmerkmal 
ist mit der herrschenden Lehre'' ein 
unbestimmter Rechtsbegriff zu er-
kennen, dessen Bedeutung durch 
Anwendung der üblichen Ausle-
gungsmethoden zu erhellen ist. 
Grammatisches Auslegungselement 
Nach dem allgemeinen Sprachge-
brauch, dem neben Wortlaut und 
Wortsinn bei jeder grammatischen 
Interpretation zentrale Bedeutung 
zukommt,"" sind unter «bescheide-
nen wirtschaftlichen Verhältnissen»'' 
wohl eine Einkommens- und Ver-
mögenssituation zu verstehen, die 
einen einfachen und anspruchslosen 
Lebensstandard ermöglicht. Wäh-
rend zum unbestrittenen Begriffs-
kern gehören dürfte, dass dieser Le-
bensstandard über einer wie auch 
immer definierten Armutsgrenze 
liegen muss, bleibt die Frage nach 
einer präziseren Definition der Ein-
kommens- und Vermögenssituation, 
die «bescheidene wirtschaftliche 






































































Verhältnisse» annehmen lässt, nach 
der sprachüblichen Bedeutung aller-
dings offen. 
Historisches Auslegungselement 
Die historische Auslegung stellt auf 
den Sinn ab, den man einer Norm 
zur Zeit ihrer Entstehung gab. Eine 
Norm soll so gelten, wie sie vom Ge-
setzgeber vorgesehen worden war; 
die rechtsanwendenden Organe sind 
nach dem Prinzip der Gewaltentei-
lung gehalten, die Entscheidung des 
Gesetzgebers zu respekfieren.^ 
Materialien zu Vorläufernormen 
in dringlichen Bundesheschlüssen 
Bereits im Jahre 1991 unternahmen 
Bundesrat und Parlament erste 
Schritte zur Einführung einer indi-
viduellen Prämienverbilligung auf 
Bundesebene. In diesem Zusam-
menhang unterbreitete der Bundes-
rat dem Parlament am 6. November 
1991" eine Botschaft über befristete 
Massnahmen gegen die Kostenstei-
gerung und die Entsolidarisierung in 
der Krankenversicherung. Mit die-
1 Die in diesem Beitrag geäusserten Meinun-
gen verpflichten nur ihre Autoren. 
2 Vgl. Art. 106 KVG. 
3 Vgl. Ralf Kocher, Die Wirkung der Prämien-
verbilligung in der Krankenversicherung. 
CHSS .3/1996 S. 134 ff. 
4 Zur Abgrenzung von Ermessensbegriff und 
unbestimmtem Rechtsbegriff vgl. etwa Hardy 
Landnif, Das Zumutbarkeitsprinzip im schwei-
zerischen Sozialversicherungsreeht, Zürich 
199.S.S.53f. 
.S Eingehend zur grammatischen Auslegungs-
methode Franz Bydiinski, Juristische Metho-
denlehre und Rechtsbegriff. Wien / New York 
1982, S.437tf. 
6 «Condition économique modeste» in der 
französischen, «condizione economica mode-
sta» in der italienischen Textfassung. 
7 So Ulrich Häfelin / Walter Haller, Schweize-
risches Bundesstaatsrecht, 3. Auflage. Zürich 
199.3. S.29. N. 86. 
8 BBI 1991 IV 917. 
9 Art.4 Abs.2 des Bundesbeschlusses vom 
13. Dezember 1991 über befristete Mass-
nahmen gegen die Entsolidarisierung in der 
Krankenversicherung (AS 1991, 2608). 
10 AmÜ Bull SR 1991,1001,1081, 1088. 
11 AmU Bull NR I99I. 2446. 
12 Vgl. Art. 1 Abs.l der Verordnung vom 
31. August 1992 über Beiträge an die Kantone 
zur Verbilligung der Prämien in der Kranken-
versicherung (AS 1992. 1744 ff.). 
13 Botschaft vom 27. April 1994 über die Ver-
längerung von drei Bundesbeschlüssen in der 
Krankenversicherung. BBI 1994 I I 836. 
14 Vgl. BBI 1994 II 840. 
15 Vgl. hierzu insbesondere BBI 1992 I 225, 
245 ff. 
16 Vgl. u.a. Amtl Bull SR 1992 1274. 1276. 
1283. 
17 Amtl Bull NR 1993. 1728. 
sen Massnahmen beabsichtigte der 
Bundesrat einerseits die Kosten-
entwicklung einzudämmen und an-
dererseits die Kantone mit der 
Bereitstellung von 100 Millionen 
Franken anzuregen, individuelle 
Prämienverbilligungen einzuführen. 
Die Beiträge an die Kantone wurden 
mit der Bedingung verknüpft, dass 
sie mit Mitteln der Kantone zu ergän-
zen sind und die Ausrichtung «unter 
Berücksichtigung der wirtschaftli-
chen Situation der versicherten Per-
sonen» zu erfolgen habe.' 
In der parlamentarischen Dis-
kussion sprach man u.a. von der 
Unterstützung «sozial Schwacher»'" 
oder der Verbilligung der Prämien 
«minderbemittelter Versicherter»". 
In der Ausführungsverordnung zum 
dringlichen Bundesbeschluss führte 
der Bundesrat zum ersten Mal den 
Begriff der «versicherten Personen 
in bescheidenen wirtschaftlichen 
Verhältnissen» ein,'- allerdings ohne 
dass sich in den Verordnungsmate-
rialien eine qualitative Umschrei-
bung dieses Begriffes finden Hesse. 
Eine quantitative Umschreibung -
zumindest des potentiellen Bezüger-
kreises - nahm der Bundesrat je-
doch in Art.2 Abs.2 der Verord-
nung vor, wonach sich eine Anrech-
nung der kantonalen Prämienver-
billigungsbeiträge nur höchstens auf 
einen Drittel der Wohnbevölkerung 
des Kantons beschränkt. Zählt mehr 
als ein Drittel zu den Begünstigten, 
so kann bei der Subventionsberech-
nung nur der wirtschaftlich schwäch-
ste Drittel berücksichtigt werden. 
In der 1994 vorgelegten Bot-
schaft zur Verlängerung des Dring-
lichkeilsrechts konnte der Bundes-
rat feststellen, dass im Jahre 1992 ein 
Gesamtbetrag von mehr als 222 Mil-
lionen Franken für die individuelle 
Prämienverbilligung von den Kanto-
nen an etwa 500000 Versicherte wei-
tergeleitet worden ist." In der bean-
tragten Verlängerung des Bundesbe-
schlusses orientierte sich der Bun-
desrat ausdrücklich an dem im KVG 
vorgesehenen Grundsatz, wonach 
alle Beiträge zur Verbilligung der 
Prämien unter Berücksichtigung des 
Einkommens der Versicherten zu 
verwenden sind.'** Folgerichtig des-
halb der bundesrätliche Vorschlag, 
den bisher im Verordnungsrecht 
verankerten Begriff der «bescheide-
nen 'wirtschaftlichen Verhältnisse» 
auf Gesetzesebene einzuführen, wo-
bei sich allerdings in der gesamten 
Verlängerungsdiskussion - sei es in 
der Botschaft oder in der parlamen-
tarischen Debatte - keinerlei quali-
tative oder quantitative Umschrei-
bung dieses Begriffes finden lässt. 
Materialien zu Art. 65 KVG 
Bundesrätliche Botschaft 
In seiner Botschaft hielt der Bundes-
rat an der Finanzierung der Kran-
kenversicherung durch individuelle 
Kopfprämien, aber auch durch Ko-
stenbeteiligungen der Patienten und 
durch Beiträge der öffentlichen 
Hand fest. Die Beiträge der öffentli-
chen Hand sollten aber nicht mehr 
eine generelle, das heisst allen Ver-
sicherten zukommende Finanzie-
rungsquelle darstellen, sondern sie 
sollten für individuelle Prämien-
verbilligungen verwendet werden. 
Mit dieser individuellen Prämien-
verbilligung war die Hoffnung ver-
bunden, die notwendige Solidarität 
zwischen Personen mit unterschied-
lichen Einkommen sicherzustellen. 
Man ging grundsätzlich davon aus, 
dass alle Versicherten den Gesamt-
betrag ihrer Prämie erst einmal sel-
ber bezahlen. Nach Art. 58 Abs. 1 
des bundesrätlichen Entwurfs wäre 
denjenigen Versicherten, deren Prä-
mien einen bestimmten Prozentsatz 
des Einkommens überstiegen hät-
ten, allerdings vom Staat die Diffe-
renz zwischen diesem Grenzbetrag 
und dem effektiven Prämienbetrag 
zurückerstattet worden. Gestützt 
auf die in der bundesrätlichen Bot-
schaft vorgenommenen Schätzun-
gen hätte somit kein Haushalt mehr 
als 8 Prozent seines steuerbaren Ein-
kommens für Prämien der obligato-
rischen Krankenpflegeversicherung 
aufzubringen gehabt.'"̂  
Parlamentarische Debatte 
Am 16. Dezember 1992 nahm der 
Ständerat als Erstrat die Beratungen 
über die Botschaft und den Geset-
zesentwurf vom 6. November 1991 
auf. In der Eintretensdebatte wurde 
die Umstellung vom Giesskannen-
prinzip auf die individuelle Prämien-
verbilligung allgemein begrüsst"' 
und vorerst einmal am Entwurf des 
Bundesrates festgehalten. 
Am 30. September 1993 nahm 
dann der Nationalrat die vom Stän-
derat am 17. Dezember 1992 verab-
schiedete Revisionsvorlage in An-
griff, nachdem diese von der Kom-
mission für soziale Sicherheit und 
Gesundheit diskutiert worden war. 
Die Mehrheit der Kommission" 
setzte sich dafür ein, den Kantonen 
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bei der Prämienverbilligung freie 
Hand zu lassen und ihnen somit das 
System, nach dem die Prämienver-
billigung vorzunehmen ist, nicht 
mehr vorzuschreiben. Vorgeschrie-
ben werden sollte jedoch noch, dass 
der jährhche Beitrag von Bund und 
Kantonen grundsätzlich voll für die 
Prämienverbilligung zugunsten der 
Versicherten in bescheidenen wirt-
scli:ililichcii N'crhälliiisscn ;ius/ugc-
ben ist. In diversen Voten im Rats-
plenum'* ging man davon aus, dass 
fast 60 Prozent der Versicherten in 
den Genuss von Prämienvergünsti-
gungen gelangen werden. National-
rat Keller'" forderte deshalb z.B. 
eine Obergrenze bei einem Einkom-
men von 65 000 Franken. Der Natio-
nalrat entschied sich sodann für eine 
Variante, wonach die Kantone den 
Versicherten in bescheidenen wirt-
schaftlichen Verhältnissen Prämien-
verbilligungen zu gewähren haben, 
wobei diese so festzulegen sind, dass 
die jährUchen Beiträge des Bundes 
und der Kantone grundsätzlich voll 
ausbezahlt werden.^" 
Im Differenzbereinigungsverfah-
ren beantragte die Kommission des 
Ständerates, der Lösung des Natio-
nalrates zuzustimmen. Eine Kom-
missionsminderheit-' setzte sich in 
der Folge im wesentlichen für den 
Beschluss des Ständerates aus der 
ersten Lesung ein und wollte den 
Kantonen die Kompetenz einräu-
men, eine Einkommensgrenze fest-
zulegen, bei deren Überschreitung 
keine Prämienverbilligung mehr ge-
währt wird. Ständerat Onken-- führ-
te zu diesem Minderheitsantrag aus: 
«Es kommt noch ein weiterer Punkt 
dazu, der mich sehr stört, nämlich 
die Einführung des Begriffes der 
<Versicherten in bescheidenen wirt-
schaftlichen Verhältnissen), den der 
Nationalrat in den Absatz 1 seiner 
Fassung aufgenommen hat. Wir ha-
ben diesen Begriff bisher vermie-
den. Wir haben mit dem Prozentsatz 
operiert und gesagt, wenn die Prä-
mien einen gewissen Prozentsatz 
übersteigen, soll die Prämienverbil-
ligung greifen. Das war in keiner 
Form diskriminierend. Wenn bei-
spielsweise ein Familienvater 70000 
Franken verdient, aber vier Kinder 
hat, gilt er nach landläufiger Defini-
tion nicht als jemand, der in be-
dürftigen, bescheidenen wirtschaft-
lichen Verhältnissen lebt. Trotzdem 
wird er möglicherweise einer jener 
Versicherten sein, die von der Prä-
mienverbilUgung begünstigt werden. 
Dieser Begriff, der vielleicht auch 
Anlass sein könnte, die Prämienver-
billigung sehr eng zu fassen, scheint 
mir deshalb missverständlich, ja 
falsch zu sein.» Bundesrätin Drei-
fuss-' bestätigte diese Einschätzung 
mit folgender Klarstellung: «II ne 
peut pas s'agir d'une loi d'assistance. 
Il s'agit effectivement de décharger 
un certain nombre de nos con-
citoyennes et concitoyens d'une 
charge trop lourde pour eux, et ceci 
est exprimé tant dans le message du 
Conseil fédéral que dans le matériel 
qui a précédé ce message, ainsi que 
dans la première formulation que 
vous avez choisie. J'aimerais, pour le 
Bulletin officiel, dire que cela doit 
rester de toute façon l'objectif de 
cette loi, non pas l'aide aux pauvres, 
mais un système de financement de 
l'assurance qui la rend supportable 
aux assurés à relativement bas re-
venu.» 
In der Folge wurde beschlossen, 
dass die Kantone die Prämienverbil-
ligung in eigener Kompetenz und 
Verantwortung (Kreis der Begün-
stigten, Verfahren, Auszahlungsmo-
dus usw.) durchführen können. Zu-
dem wurde den Kantonen auch noch 
die Möglichkeit eingeräumt, den 
von ihnen zu übernehmenden Bei-
trag um maximal 50 Prozent zu kür-
zen, wenn im jeweiligen Kanton die 
Prämienverbilligung für Versicherte 
in wirtschaftlich bescheidenen Ver-
hältnissen trotzdem sichergestellt 
ist. Die Beiträge des Bundes an die-
se Kantone werden sodann im glei-
chen Verhältnis gekürzt (vgl. Art. 66 
Abs. 5 KVG). 
Zwischenergebnis 
Aufgrund der bearbeiteten Materia-
lien lassen sich die «bescheidenen 
wirtschaftlichen Verhältnisse» nicht 
klar definieren. Dies einerseits auf-
grund des vom Bundesrat vorge-
schlagenen Systems der maximalen 
prozentualen Belastung der Ein-
kommen und andererseits aufgrund 
der vom Parlament geführten Dis-
kussion, bei welcher eher die Frage 
der Zuteilung der Kompetenzen 
(Bund oder Kantone) als die Frage 
nach den bescheidenen wirtschaft-
lichen Verhältnissen im Vorder-
grund stand. Gestützt auf die im Par-
lament gemachten Aussagen lässt 
sich jedoch sagen, dass der Gesetz-
geber davon ausging, dass der Kreis 
der zur Prämienverbilligung berech-
tigten Personen sicherlich grösser 





ment verlangt, dass eine einzelne 
Rechtsnorm nicht isoliert, sondern 
im Gesamtzusammenhang des anzu-
wendenden oder anderer, im fragli-
chen Kontext aufschlussreicher Er-
lasse beleuchtet wird.-'' Wohl lassen 
sich im Fall von Art.65 KVG aus 
Ordnung und Aufbau des Kranken-
versicherungsgesetzes selber keine 
systematisch-logischen Erkenntnis-
se gewinnen.^' Das Sozialversiche-
rungsreeht als in casu massgebliches 
Normensystem enthält aber - neben 
anderen, gesetzlich nicht präzisier-
ten Rechtsbegriffen-'' - mindestens 
zwei positivrechtlich konkretisierte 
Anknüpfungspunkte, die zu einer 
Klärung der Bedeutung von Art.65 
KVG beitragen können. 
Die «wirtschaftliche Zwangslage» 
nachArt. 13 Abs.2"''AVIG 
Um bisherige Versicherungslücken 
insbesondere von Frauen zu schlies-
sen, die nach der Erfüllung von Er-
ziehungspflichten eine Anstellung 
suchen müssen, als Folge der an-
gespannten Arbeitsmarktlage aller-
dings keinen Erfolg haben und we-
gen fehlender beitragspflichtiger Be-
schäftigung innerhalb der Rahmen-
18 Amtl Bull NR 1993. 1741. 1823. 
19 AmU Bull NR 1993, 1741. 
20 Amtl Bull NR 1993.1883. 
21 Amtl Bull SR 1993, 1082. 
22 Amtl Bull SR 1993. 1083. 
23 Amtl Bull SR 1993,1085. 
24 Vgl. hierzu Franz Bydiinski, a.a.O. 
(Anm.5), S.442. und Peter Forsfmoser/Walter 
Schluep. Einführung in das Recht. Bern 1992. 
S.437. Rz. 69. 
25 Ebensowenig aufschlussreich Art. 8 Abs. 4 
ÜB-BV wonach in den ersten fünf Jahren nach 
Einführung der Mehrwertsteuer jährheh 5% 
des Steuerertrages «für die Prämienverbilh-
gung in der Krankenversicherung zugunsten 
unterer Einkommensschichten» einzusetzen 
sind. Das Ziel dieser Bestimmung liegt in der 
sozialen Abfederung der degressiv wirkenden 
Mehrwertsteuer, was ein geeignetes Subjekt-
subventionierungssystem - wie die Prämien-
veibilligung - voraussetzt (vgl. Amtl Bull SR 
1993. 540). Art. 8 Abs. 4 ÜB-BV bringt damit 
lediglich zum Ausdruck, dass die nicht weiter 
präzisierten «unteren Einkommensschichten» 
auch in den Genuss von Prämienverbilhgungen 
kommen, gibt aber nicht abschliessend darüber 
Auskunft, welche Einkommenverhältnisse 
grundsätzlich zu Prämienverbilligungen be-
rechtigen. 
26 So beispielsweise der Begriff der «finanziel-
len Bedrängnis» nach Art. 38'".» Abs. I A H W , 
dessen Präzisierung der Rechtsprechung über-
lassen wird. 
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frist-' auch keine Arbeitslosenent-
schädigung erhalten, ist mit der am 
I.Januar 1996 in Kraft getretenen 
zweiten Teilrevision des Arbeitslo-
senversicherungsgesetzes in Art. 13 
Abs. 2'* AVIG die Anrechnung von 
Erziehungsperioden als Beitragszei-
ten eingeführt worden, «sofern die 
Versicherten im Anschluss an die 
Erziehungsperiode aufgrund einer 
wirtschaftlichen Zwangslage eine 
unselbständige Erwerbstätigkeit auf-
nehmen müssen». Der Verordnungs-
geber, dem die erforderliche Be-
griffsklärung überlassen wurde, an-
erkennt eine «wirtschaftliche Zwangs-
lage» bei einem anrechenbaren Jah-
reseinkommen (inkl. Vermögensan-
rechnung) von weniger als rund 
34000 Franken, wobei sich dieser 
Grenzbetrag für Personen mit Un-
terhaltspflichten bis auf knapp 73 000 
Franken erhöhen kann.-" Schon der 
reine Sprachgebrauch lässt ohne wei-
teres den Schluss zu, dass eine «wirt-
schaftliche Zwangslage» nach Art. 13 
AVIG tendenziell bei einem tiefe-
ren Jahreseinkommen angenommen 
werden muss als «bescheidene 
27 Innerhalb der zweijährigen Rahmenfrist für 
die Beitragspflicht muss die versicherte Person 
während mindestens sechs Monaten eine bei-
tragspflichtige Beschäftigung ausgeübt haben 
(Art. 9 Abs. 3 und Art. 13 Abs. 1 AVIG). 
28 35 bzw. 75 Prozent von 97200 Franken, vgl. 
Art. Hb AVIV i.V.m. Art.3 bzw. Art.23 Abs. 1 
AVIG und Art. 15 Abs.2 UVG bzw. Arl.22 
Abs. 1 UVV. 
29 Botschaft vom 18. März 1996 zur Änderung 
des Bundesgesetzes über die Alters- und Hin-
terlassenenversicherung. BBI 1996 I I 287; ähn-
lich schon die Botschaft vom 24. Mai 1946 zum 
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Alters-
und Hinterlassenenversicherung. BBI 1946 I I 
395. Vgl. hierzu auch Thomas Locher, Grund-
riss des Sozialversicherungsrechts, Bern 1994. 
S. 164, Rz. 26. 
30 Vgl. die Verordnung 96 vom 13. September 
1995 über die Anpassung an die Lohn- und 
Preisentwicklung bei der AHV/IV (SR 
831.106). 
31 Vgl. hierzu Ernst Zeller, Auslegung von 
Gesetz und Vertrag. Zürich 1989, S.45. Rz. 44. 
32 Für den Wortlaut von Art. 22'" KUVG vgl. 
AS 1964,976. 
33 Kilian Boner / Werner Holzherr, Die Kran-
kenversicherung nach dem Bundesgesetz über 
die Kranken- und Unfallversicherung. Bern 
1969. S. 84. 
.34 Boner/Holzherr, a.a. O. (Anm. 33), S.84. 
35 So Art. 2 Abs. 1 des Bundesratsbeschlusses 
vom 29. August 1967 über die Sicherstellung 
der Krankenversicherung im Räume Basel 
(AS 1967. 11701.). 
36 Vgl. als Anhaltspunkt für die Berechnung 
den Landesindex der Konsumentenpreise nach 
Monaten und Jahresdurchschnitten in: Schwei-
zerische Ärztezeitung 76 (1995) 1364. 
37 Vgl. zu dieser Problematik Bydiinski, 
a.a.O. (Anm. 5), S.447. sowie BGE 115 V 449 
und 117 V 4. 
wirtschaftliche Verhältnisse» nach 
ArL 65 KVG. 
Sinkende AHV-Beitragsskala 
für Selbständigerwerbende 
nach Art. 8 AHVG 
Selbständigerwerbende entrichten in 
der AHV grundsätzlich einen Bei-
trag von 7,8 Prozent auf ihrem Er-
werbseinkommen. Um zu verhin-
Nach der teleologischen Auslegung 
muss der Bezügerkreis von 
Prämienverbilligungen zwingend 
weiter definiert werden als der 
Bezügerkreis von Sozialleistungen. 
dem, dass die Erhebung dieses vol-
len Beitragssatzes Selbständigerwer-
bende mit «bescheidenem Einkom-
men» - so die bundesrätliche Bot-
schaft zu einer erst kürzlich beschlos-
senen Änderung im Beitragsbe-
reich-'' - unverhältnismässig stark 
belastet, hat der Gesetzgeber in 
Art. 8 AHVG ab einer bestimmten 
Einkommensgrenze eine degressive 
Beitragsskala - je tiefer das Einkom-
men, um so tiefer die prozentuale 
Beitragsbelastung - vorgesehen. Aus 
der ratio legis von Art. 8 AHVG lässt 
sich damit unschwer folgern, dass ab 
der auf Verordnungsebene definier-
ten Einkommengrenze - gegenwär-
tig 46600 Franken'" - von einer be-
scheidenen Einkommenssituation 
auszugehen ist. 
E.xkurs: Der altrechtliclie Begriff 
der «wirtschaftlich scfiwächeren 
Versicherten» nach Art. 22'" Abs. 1 
KUVG 
Obwohl altrechtliche Aspekte im 
Rahmen einer systematischen Aus-
legung geltenden Rechts keinen 
Platz haben können," so ist dennoch 
von Interesse, welche Bedeutung 
Lehre und Praxis dem altrechtlichen 
Art.22"̂ ^̂  Abs.l KUVG zumessen, 
der die Kantonsregierung verpflich-
tete, die Behandlung der wirtschaft-
lich schwächeren Versicherten si-
cherzustellen, falls die der Ärzte-
schaft eingeräumte Möglichkeit der 
Niederlegung der Kassenpraxis zu 
einem Behandlungsengpass im Rah-
men der Krankenversicherungsord-
nung führt.'^ Während in der Lehre 
festgehalten wurde, dass nicht nur 
Personen erfasst werden sollen, «de-
ren Einkommen unter dem Exi-
stenzminimum liegt»," herrschte in 
der parlamentarischen Debatte die 
Meinung vor, dass wenigstens die 
Hälfte der Bevölkerung als wirt-
schaftlich schwächer zu bezeichnen 
sei, weil ein schwerer Krankheitsfall 
eine Familie bis weit in den Mittel-
stand hinein empfindlich treffen 
könne.'"' Der historische Gesetzge-
ber hat sich damit Mitte der sechzi-
ger Jahre für einen Begriff des «wirt-
schaftlich schwächeren Versicher-
ten» ausgesprochen, der nicht abso-
lut und von der Krankenversiche-
rungsordnung losgelöst, sondern in 
Abhängigkeit des wirtschaftlichen 
(Gross-)Risikos eines Krankheits-
falls zu definieren ist, was auch in 
der Praxis seinen Niederschlag ge-
funden hat. Im Jahre 1967 hat der 
Bundesrat in Anwendung von 
Art. 22"-' Abs. 4 KUVG Versicherte 
als «wirtschaftlich schwächer» be-
zeichnet, deren steuerbares Ein-
kommen 21 000 Franken (bei Ver-
heirateten und Alleinstehenden mit 
Unterstützungspflicht) bzw. 16000 
Franken (bei Alleinstehenden ohne 
Unterstützungspflicht) nicht über-
steigt.'^ Teuerungsbereingt dürfte 
heute von Einkommensgrenzen von 
über 60000 bzw. knapp 50000 Fran-
ken auszugehen sein."" 
Zwischenergebnis 
Im Rahmen einer systematischen 
Auslegung sind Schlussfolgerungen 
aus dem Beizug von Normen, die in 
einem anderen sachlichen Zusam-
menhang stehen, zwar mit Vorsicht 
zu ziehen," die enge Sinnverwandt-
schaft, insbesondere der identische 
Zweck von Art. 8 AHVG imd 
Art. 65 KVG - die Vermeidung einer 
unverhältnismässig starken Bei-
tragsbelastung -, spricht in casu aber 
klar für eine einheitliche Auslegung. 
Obwohl nicht von einer durchge-
henden terminologischen Konse-
quenz des Gesetzgebers ausgegan-
gen werden kann, lassen sich in der 
Tat keinerlei sachliche Anhalts-
punkte dafür finden, dass die zumut-
bare Prämienbelastung in zwei ob-
ligatorischen Sozialversicherungs-
zweigen - AHV und Krankenver-
sicherung - für Personen in einer 
bescheidenen Einkommenssituation 
wirtschaftlich unterschiedlich ein-
zustufen wäre. Als Zwischenergeb-
nis eines systematischen Ausle-
gungsansatzes kann somit festgehal-
ten werden, dass ein Jahreseinkom-
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men zwischen rund 35000 und 
45 000 Franken zu einer Prämienver-
billigung in der sozialen Kranken-
versicherung berechtigen muss, wo-
bei zu berücksichtigen ist, dass der 
hier herangezogene AHV-Einkom-
mensbegriff grundsätzlich ein um 
bestimmte gesetzlich definierte Ab-
züge verringertes Roheinkommen 
darstellt,'" 
Teleologisches Auslegungselement 
Ausgangspunkt jeder teleologischen 
Auslegung" bildet die ratio legis, die 
bei Art. 65 KVG ohne weiteres in der 
gesetzgeberischen Absicht zu erken-
nen ist, die Prämienlast breiter Be-
völkerungskreise zu senken.''" Genau 
dieser normspezifische Zweck einer 
- gegenüber der altrechtlichen Kran-
kenversicherungsordnung weiterge-
henden - Prämienentlastung wird 
aber mit kantonalen Prämienverbil-
ligungssystemen vereitelt, welche die 
Anspruchsberechtigung auf Perso-
nen in Einkommensverhältnissen 
begrenzen, deren Prämienlast ohne-
hin im Rahmen anderer Soziallei-
stungssysteme - wie Ergänzungs-
oder Sozialhilfeleistungen - abgefe-
dert werden. Nach der teleologi-
schen Auslegung muss der Bezüger-
kreis von Prämienverbilligungen so-
mit zwingend weiter definiert wer-
den als der Bezügerkreis von Sozial-
leistungen, die Einkommensverhält-
nisse unter einem (wie auch immer 
definierten) Existenzminimum vor-
aussetzen. Bekräftigt wird dieses 
Auslegungsergebnis - dem das 
Bundesgericht unverständlicher-
weise nicht zu folgen scheint"" -
durch die Sinnwidrigkeit der Gegen-
annahme, Prämienverbilligungen 
seien an Einkommensverhältnisse 
unter dem Existenzminimum ge-
knüpft, würde doch damit im gelten-
den Sozialleistungssystem lediglich 
eine bundesstaatliche Kostenverla-
gerung zwischen Kanton und Bund -
ohne zweckkonforme Verbesserung 
auf der Leistungsseite - vorgenom-
men, 
Auslegungsergebnis 
Zusammenfassend lässt sich fest-
halten, dass alle herangezogenen 
Auslegungselemente - in einem al-
lerdings unterschiedlichen Konkre-
tisierungsgrad - den Schluss nahele-
gen, dass «bescheidene wirtschaft-
liche Verhältnisse» über dem sozial-
hilfe- oder ergänzungsleistungs-
rechtlichen Existenzminimum zu lie-
gen kommen. Während die gramma-
tische, die historische und die 
teleologische Auslegung in der Tat 
kaum über diese rein qualitative 
Aussage hinausgehen, lässt sich ins-
besondere dem systematischen Aus-
legungsansatz immerhin entneh-
men, dass ein Bruttojahreseinkom-
men zwischen 35000 und 45 (KK) 
Franken grundsätzlich eine An-
spruchsberechtigung auf Prämien-
verbilligung auslösen muss. 
Ausblick de lege ferenda 
Handlungsbedarf und -kompetenz 
auf Verordnungsebene 
Auch unter Berücksichtigung der 
erschwerten Vergleichbarkeit der 
kantonalrechtlich definierten Ein-
kommens- und Vermögensgrenzen 
muss aus der Auslegung von Art.65 
KVG der Schluss gezogen werden, 
dass etliche kantonale Prämienver-
billigungsordnungen in ihrer De-
finition der ökonomischen An-
spruchsvoraussetzungen als bundes-
rechtswidrig zu bezeichnen sind. Die 
Herstellung einer bundesrechtskon-
formen Ordnung durch die Festle-
gung eines bundesrechtlichen Min-
deststandards ist nicht nur im Inter-
esse einer minimalen sozialstaatli-
chen Einheitlichkeit, sondern auch 
wegen der Bedeutung der Prämien-
verbilligung als zentrales soziales 
Korrektiv im geltenden Kopfprä-
miensystem unumgänglich. Derarti-
ge Minimalanforderungen an kan-
tonale Prämienverbilligungssysteme 
können auf Verordnungsebene defi-
niert werden, gibt doch Art. 66 
Abs. 5 KVG dem Bundesrat die 
Kompetenz, nähere Bestimmungen 
für Kantone zu erlassen, die ihren 
Finanzierungsbeitrag an die Prä-
mienverbilligung kürzen. Da eine 
kantonale Beitragskürzung aber nur 
zulässig ist, wenn «die Prämien-
verbilligung für Versicherte in be-
scheidenen wirtschaftlichen Verhält-
nissen trotzdem sichergestelU ist», 
erstreckt sich die bundesrätliche 
Regelungskompetenz zwingend 
auch auf die Definition des Rechts-
begriffs der bescheidenen wirt-
schaftlichen Verhältnisse, weil ohne 
bundesrechtliche Definition die 
KVG-Konformität einer Beitrags-
kürzung gar nicht beurteilt und al-
lenfalls sanktioniert werden könnte. 
Diese Kompetenz des Bundesrates, 
die anspruchsbegründenden Ein-
kommens- und Vermögensverhält-
nisse auf Verordnungsebene festzu-
legen, ist in der parlamentarischen 
Diskussion denn auch wiederholt 
ausdrücklich bestätigt und als selbst-
verständliche sozialstaatliche Ga-
rantie dargestellt worden. 
Ohne praktische Bedeutung 
bleibt die Beschränkung der Ver-
ordnungskompetenz auf Kürzungs-
tatbestände.^' In denjenigen Kanto-
nen, die o/me Beitragskürzung das 
sozialpolitische Ziel nicht erreichen, 
vermögen in der Tat nur zusätzliche 
finanzielle Mittel** eine Verbesse-
rung des Leistungssystems zu bewir-
ken. Rein akademisch ist daher die 
Frage, ob die in Art. 96 KVG ver-
ankerte allgemeine Vollzugskompe-
tenz des Bundesrates als genügende 
Gesetzesgrundlage gelten könnte, 
um allen Kantonen eine Minimal-
.38 Vgl. hierzu Art.9 AHVG. Art. 17 A H W 
sowie Locher, a.a.O. (Anm. 29). S. 162. insbes. 
Rz. 19. 
39 Ulrich Häfelin / Walter Haller, Schweize-
risches Bundesstaatsrecht, 3. Auflage. Zürich 
1993. S.32. N. 99: Die teleologische Auslegung 
stellt ab auf die Zweckvorsteliung, die mit 
einer Rechtsnorm verbunden ist. 
40 Vgl. hierzu die bundesrätliche Botschaft 
über die Revision der Krankenversicherung, 
BBI 1992 I 104. 126. 
41 Im Urteil vom 12.November 1996 i.S. G. 
gegen den Regierungsrat des Kantons Thurgau 
(RKUV I/I997/KV3) betonte das Bundesge-
richt zwar, dass teleologisch die Prämien-
verbilligung darauf abzielt, «für Personen in 
bescheidenen Verhältnissen die wirtschaftliche 
Last der Krankenversicherungsprämien zu 
mildern», hielt aber gleichzeitig fest, dass sich 
die Prämienverbilligung «von ihrer Funktion 
her doch einer Fürsorgeleistung» annähert 
(Erw. 3g/bb und 4e). 
42 NR Baumberger. auf dessen Antrag der mit 
121 zu 48 Stimmen klar angenommene Art. 66 
Abs. 5 KVG zurückgeht, führte aus. dass es 
«selbstverständlich» ist - und ausdrücklich in 
meinem Antrag erwähnt - . dass wir den Bedarf 
der Versicherten in bescheidenen wirtschaftli-
chen Verhältnissen sicherstellen wollen. (...) 
Der Bundesrat soll zu diesem Zweck nähere 
Bestimmungen erlassen können» (vgl. Amtl 
Bull NR 1993, 34, 36). In der Ständeratsdebat-
te hielt SR Schoch fest, «dass es zweckmässig 
ist. dem Bundesrat die Kompetenz einzuräu-
men, selbst darüber zu entscheiden, wo die 
Grenze für die Bedürftigkeit gezogen werden 
kann» (vgl. Amtl Bull SR 1994, 99), worauf 
Bundesrätin Dreifuss mit der Bemerkung 
nachdoppelte, dass der Bundesrat seine Kom-
petenz nur ausschöpfen werde «comme une ga-
rantie à donner à la population de ce pays que 
les objectifs sociaux de cette loi seront réalisés, 
seront garantis» (vgl. Amtl Bull SR 1994. 100). 
In der AbstiETimung entschied sich der Stän-
derat mit grosser Mehrheit - mit 28 zu 8 Stim-
men - für den Antrag der Kommission und 
folgte damit dem Nationalrat (vgl. Amtl Bull 
SR 1994,101). 
43 D.h. Kantone, die gestützt auf Art. 66 
Abs. 5 KVG ihren Beitrag um maximal 50 Pro-
zent kürzen. 
44 Sei es durch eine Gesetzes- (höhere Bun-
desbeiträge nach Art. 106 KVG) oder durch ei-
ne Verordnungsrevision (stärkere Gewichtung 
der Prämienhühe bei der Verteilung der Bun-
desmittel nach Art. 3 der Verordnung über die 
Beiträge des Bundes zur Prämienverbilligung 
in der Krankenversicherung/SR 832.112.4). 
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Die Systematik des geltenden Kran-
kenversicherungsrechts spricht da-
für, die Legaldefinition der «beschei-
denen wirtschaftlichen Verhältnisse» 
nach Art. 65 KVG als Art. 106a in die 
bundesrätliche Verordnung über die 
Krankenversicherung einzuführen.'*'' 
Als Textvorschlag wird folgende 
Formulierung zur Diskussion ge-
stellt: 
Art. 106a Bescheidene wirt-
schaftliche Verhältnisse 
' Wirtschaftliche Verhältnisse gel-
ten als bescheiden, wenn das jähr-
liche, allenfalls kantonalrechtlich 
um einen Vermögensanteil erhöh-
te Bruttoeinkommen bei Allein-
stehenden 46600 Franken, bei 
Verheirateten 599(K) Franken 
nicht übersteigt. Für Personen mit 
Unterhaltspflichten erhöhen die 
Kantone die Grenzbeträge um 
einen angemessenen Zuschlag. 
- Die Grenzbeträge werden in der 
Regel alle zwei Jahre der Lohn-
und Preisentwicklung angepasst. 
Die vorgeschlagene bundes-
rechtliche Mindestnorm knüpft in 
ihrem ersten Absatz an ein Einkom-
men an, das bereits de lege lata - in 
der geltenden AHV-Gesetzgebung -
als Grenzwert für eine bescheide-
ne Einkommenssituation definiert 
wird.*' Dieser Lösungsansatz hat 
zum einen den Vorteil, dass auf die 
Einführung zusätzlicher Begriffsde-
finitionen verzichtet werden kann. 
45 KW/SR 832.102. Die besondere Prämien-
verbilligungsverordnung des Bundesrates (vgl. 
Fussnote 44) regell - gemäss ihrem Art. I - le-
diglich die Aufteilung der Beiträge des Bundes 
an die Kantone sowie die Verpflichtung der 
Kantone, die Beiträge des Bundes aus eigenen 
Mitteln aufzustocken. 
46 Ein Jahreseinkommen von 466(K) Franken 
entspricht dem auf Verordnungsebene de-
finierten Grenzwert, ab dem in der AHV die 
sinkende Beitragsskala für Selbständigerwer-
bende zum Zuge kommt, vgl. oben S. 27. ins-
bes. Anm. 30. Der Ehepaargrenzwert von 
599fX) Franken beruht auf einer Hochrech-
nung der 466(X) Franken im Verhältnis 45:35. 
weil zwar nicht die absolute Höhe, wohl aber 
das Verhältnis der Einkommensgrenzen, die 
arbeitslosenversicherungsrechtlich eine «wirt-
schaftliche Zwangslage» für Alleinstehende 
(35% des Höchstbetrags des versicherten Ver-
dienstes) bzw. Verheiratete (45 % des Höchst-
betrags des versicherten Verdienstes) be-
gründen, herangezogen worden ist (vgl. hierzu 
Art. IIb AVIV sowie oben S.26/27). 
womit - als Folge dieser sozialversi-
cherüngsrechtlichen Koordination -
auch Vollzugsprobleme weitgehend 
vermieden werden können. Ein wei-
terer Vorteil liegt in der Wahrung 
eines substantiellen kantonalen Ge-
staltungsspielraumes, können die 
Kantone doch weiterhin beispiels-
weise die Verteilung der Prämien-
verbilligung innerhalb des gewähl-
ten Einkommenssegmentes, den 
Einbezug bzw. Nichteinbezug von 
Vermögenswerten bei der Berech-
nung des anspruchsberechtigenden 
Einkommens oder die Höhe des 
(allerdings zwingend vorgeschriebe-
nen) Zuschlags zur Berücksichti-
gung der wirtschaftlichen Belastung 
durch Kinderprämien selber fest-
legen. 
P a r l a m e n t a r i s c h e 
V o r s t ö s s e 
(Weitere Vorstö.\.se auf Seite 53 f f ) 
96.3483. Interpellation Hochreutener, 
3.10.1996: Leistungspflicht der Kantone bei 
Hospitalisierung in der Privat- oder Halb-
privatabteilung 
Nationalrat Hochreutener (CVP, BE) hat 
folgende Interpellation eingereicht: 
«In vielen Kantonen bestehen offen-
sichtlich Differenzen zwischen den Kran-
kenversicherern und den Kantonsregierun-
gen bezüglich der Interpretation von Art. 41 
Abs. 3 und Art. 49 Abs. 1 KVG. 
In Art. 41 Abs. 3 KVG wird festgehalten, 
dass der Wohnkanton der Versicherten bei 
einer ausserkantonalen Hospitalisierung in 
einem öffentlichen oder öffentlich subven-
tionierten Spital einen Beitrag zu leisten 
hat. Die Kantone stellen sich auf den Stand-
punkt, dass sie nur bei einem Aufenthalt in 
der allgemeinen Abteilung leistungspflich-
tig seien, währenddem die Krankenversi-
cherer eine Leistungspflicht der Kantone 
bei jeder ausserkantonalen Hospitalisie-
rung annehmen. 
Ist der Bundesrat bereit, die diesbezügli-
chen Differenzen auszuräumen, indem er 
die in Art.41 Abs.3 KVG erwähnten Mög-
lichkeiten, Einzelheiten zu regeln, aus-
schöpft? 
In Art. 49 Abs. 1 KVG wird festgehalten, 
dass die von den Vertragsparteien verein-
barten Pauschalen für Kantonseinwohne-
rinnen und Kantonseinwohner bei öffentli-
chen oder öffentlich subventionierten 
Spitälern höchstens 50% der anrechenba-
ren Kosten je Patientin oder Patient oder je 
Versichertengruppe in der allgemeinen Ab-
teilung abdecken sollen. 
Ist der Bundesrat nicht auch der Mei-
nung, dass Art.49 Abs. 1 KVG dahin ausge-
legt werden muss, dass die Kantone für 
sämtliche Kantonseinwohnerinnen und 
Kantonseinwohner den Subventionsanteil 
an die allgemeine Abteilung nach dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung auch für 
die Behandlungen in den Privatabteilungen 
entrichten sollen?» 
Die Antwort des Bundesrates vom 2. De-
zember 1996 lautet: 
«Diese Thematik wird auch in den Inter-
pellationen Gysin Hans-Rudolf (96.3523) 
und Schoch (96.3536) behandelt (in CHSS 
nicht publiziert). 
Die Revision der Krankenversicherungs-
gesetzgebung hat zu einer gewollten Zwei-
teilung bezüglich der Versicherungsbereiche 
geführt. Die obligatorische Krankenpflege-
versicherung ist dem KVG unterstellt, die 
Zusatzversicherung dem Privatversiche-
rungsrecht. 
Die stationäre Behandlung ist im Rahmen 
der sozialen Krankenversicherung in den 
Art. 39, 41 und 49 KVG geregeU. Ausgangs-
punkt bildet die Kostenübernahme der ob-
ligatorischen Krankenpflegeversicherung für 
Untersuchungen, Behandlungen und Pflege-
massnahmen, die stationär durchgeführt wer-
den (Art. 25 Abs. 2 Bst. a KVG) sowie für den 
Aufenthalt in der allgemeinen Abteilung 
eines Spitals (ArL25 Abs.2 BsLe KVG). 
Diese Leistungen werden übernommen, 
wenn sie durch ein auf der Spitalliste nach 
Art. 39 KVG aufgenommenes und damit zu-
gelassenes Spital durchgeführt werden. 
Die Versicherten erhalten nach vorherr-
schender Auffassung bei einem Aufenthalt 
in der (Halb-)Privatabteilung jenen Betrag, 
welcher bei einer Behandlung in der allge-
meinen Abteilung geschuldet gewesen wäre, 
sofern das betreffende Spital nach KVG zu-
gelassen ist. Interpretationsfragen bezüglich 
der Leistungspflicht sind letztendlich von 
den zuständigen Gerichten zu beurteilen. 
Die gilt auch für die zwischen Kantonen und 
Krankenversicherern umstrittene Frage, ob 
der Kanton seinen Beitrag (Subventionen 
an Spitäler, Beiträge an ausserkantonale Be-
handlungen) ausrichten muss, unabhängig 
von der Art der Abteilung, in der die Be-
handlung durchgeführt wird. Der Bundesrat 
ist aber angesichts der Konflikte zwischen 
den Kantonen und den Krankenversiche-
rern bereit, eine juristisch vertiefte Ab-
klärung zur Beitragspflicht der Kantone vor-
nehmen zu lassen. Danach wird der Bundes-
rat entscheiden können, ob es möglich ist, 
auf Verordnungsstufe das KVG bezüglich 
der erwähnten Fragen zu präzisieren.» 
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